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Präsident: 
VIzepräsidentin: 
VIzepräsident und 
Sekretär: 
Schatzmeister: 

An das 

6q I~N - Ly!('-It:: 
ÖSTERREICHISCHE GESELLSCHAFT 

FÜR 

KINDER- UND JUGENDNEUROPSYCHIATRIE 

E. TATZER (Wien) 
B. HACKEN BERG (Innsbruck) 

W. LEIXNERING (WIen) 
L THUN-HOHENSTEIN (Wien) 

Korrespondenzadresse: 
HeIlpädagogische Station des Landes NO 
Fürstenweg 8, 2371 HInterbrühl 
Tel. 02236/22673 FAX 02236/48521/100 
Bankvetblndung: ÖLB 240-114-494 

Präsidium des ~ationalrate~ 
DT_ i\.arl !<enner Ring 3 
lOlU V.:ien 

Die Österreichische 

HinrerbrUhl. 18, Dezember j992 

;"':-:;:::~i:':'::-r '.~~';'u~7'Fl ,'. ,', ~ -\Je I Lb\!! ~1I';2f "", .. ""~",e".,, ... GtJI9 ........... I 

.. Ol: 2 2. DEZ. 1992 ~ 

_ , '. "".::t~"~~Q!!!J~"!1l4~ lotAA''''',trJ 
Cl e s e j 1. sen a f t f u r i\. 1 n Cl e r - .... ~·;1~\7'J' L0':. ~ n d 11 e u r ()-

ps):chiatrie erlaubt sich, anbei ihre Stelllin~snahme bezüglich des 
Entwurfs eines Bunclesgeset/es mit dem das }-;.I'ankenanstaltengesetz 
zeänrlert wird in 25-facher .!!'usfertiuunz, wie vom Bunde-;-
I; i n ist e r i U!Tl lü r (Te s u n cl h e i t. ::; po r t u ~ cl K 0 n s um e n t e n s eh u t Z iHl ger e g t . 
zu übermitteln. 

(Dir. lJr. Ernst Tatzer) 
Präsident 
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Prllsldent: 
Vlzeprlisldentln: 
Vlzeprllsldent und 
Sekret!.-: 
Schatzmeister: 

An das 

E. TATZER (Wien) 
B. HACKENBERG (Innsbruck) 

W. LBXNERING (WIen) 
L THUN-HOHENSTEIN (WIen) 

Bundesministerium für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz 

Radetzkystr. 2 
A-1030 Wien 

Korrespondenzadresse: 
Hellpildagoglsche Station des Landes NO 
f(Jrstenweg e. 2371 Hlnterbrilhl 
Tel. 02236/22673 FAX 02236/48521/100 
Bank\lefblndung: ÖLS 240-1 14-494 

Hinterbrühl, 9. Dezember 1992 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Kranken­
anstaltsgesetz geändert wird; allgemeines Begutachtungsverfahren 

Die Österreichische Gesellschaft für Kinder- und Jugendneuro­
psychiatrie begrüßt grundsätzlich die Intention des Gesetzes­
entwurfes, vermehrt psychologische und PSYChotherapeutische 
Ressourcen im Krankenhaus zu verankern. Wir erlauben uns jedoch 
als ärztliche Fachgesellschaft auf folgende Umstände, die für den 
Krankenhausbetrieb in unserem Fachbereich relevant sind, hinzu­weisen: 

1. Im Bereich der Neuropsychiatrie dßs Kindes- und Jugendalters 
stellt die interdisziplinäre Teamarbeit die zentrale Arbeits­
mehtode dar. Dementsprechend bestehen in unserem Fachbereich, oft 
schon se'it vielen Jahren, Teams, in denen .i\rzte, Psychologen, 
SozialarbeIter, Pädagogen und Pflegepersonal zusammenarbeiten. 
Angehörige all dieser Berufsgruppen haben oft auch eine 
zusätzlic~e Qualifikation auf dem Gebiete der PSYChotherapie 
(Sind zum Teil PSYChotherapeuten nach dem derzeitigen Gesetz). 
Diese Arbeitsweise unterscheidet unser Fachgebiet ganz grund­
legend von fast allen anderen medizinischen Fachgebi~ten. Wir 
sind daher der Ansicht. daß diese Bedingungen spezifische 
Bedachtnahme brauchen und nicht durch zu enge Vorgaben d~rch den 
Gesetzgeber eingeschränkt werden dürfen. In einer - wie im 
vorliegenden Entwurf vorgesehen- prinzipiellen Aufspalt'ung des 
therapeutisch~diagnostischen Dienstes in einen ärztliChen. einen 
ps~chologischen und einen PSYChotherapeutischen Dienst sehen wir 
eine massive Gefährdung der in unserem Fachg!;'!biet insgesamt mei5t 
kleinen, aber durch ihre Cberschaubarkeit sehr funktionalen Teams. 

2. Des weiteren regen WIr die Verankerung von erzieherisch­
pädagogischem Personal als eine für die Betreuung der stationären 
Kinder und Jugendlichen wiChtige und dem Krankenpflegepersonal in 
unserem Fachgebiet gleiChwertige Berufsgruppe an. Auch hier ginge 
es, unserer Meinung nath, um die definierte Integration dieser 
Berufsgruppe mit klaren Kompetenzen und Rechten (auch Leitungs­
kompetenzen) in den Pflegedienst un~ nicht um die Schaffung eines 
separaten Dienstes. 
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3. Ähnliche überlegungen beziehen sich auf die in der Aussendung 
angesprochene Berufsgruppe der diplomierten Sozialarbeiter. Sie 
sind in der jetzigen Situation, je nach SChwerpunktsetzung ihrer 
individuellen Tätigkeit, in ihrer Stellung im Team am ehesten mit 
Therapeuten bzw. mit Personal der medizinisch-technisch~n Berufs­
gruppe vergleichbar. Eine einheitliche Regelung erscheint uns 
aber insofern schwierig, als gerade im Bereich der Sozialarbeit 
vielfach unterschiedliche Dienstgeberschaften bestehen und der 
Dienstgeber der Sozialarbeiter oft nicht mit dem Träger des 
Krankenhauses identisch ist. 

4. Was den Bereich der Supervision anbelangt, wird festgehalten, 
daß eine Fülle von Ärzten speziell aus dem Fachgebiet der Kinder­
neuropsychiatrie Psychotherapeuten nach dem Psychotherapiegesetz 
sind, bzw. anders ausgewiesene psychotherapeutische Kompetenzen 
und oftmals jahrelange Erfahrung in der Supervision gerade von 
Krankenabteilungen haben. Es ist daher schwer verständlich, daß 
nach dem vorliegenden Gesetzesentwurf die~er Personenkreis in 
Zukunft nicht mehr für Supervisionen im Krankenhaus herangezogen 
werden könnte. 

IL~ 
OA Dr. werner~i~ring 
Vizepräsident ufd Sekretär 

4~_ 
Dir. Dr. Ernst Tatzer 

Präsident 
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